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Beitrag zur Frage: Wem ſteht die Entſcheidung 
über die Beffentlichkeit eines Weges zu und nach 
welchen Rückſichten iſt die Entſcheidung zu fällen? 
Zunächſt mit Bezug auf Böhmen. 
(Schluß.) 

Wir kommen nun zur Frage, von welchen Geſichtspunkten iſt 
bei der Entſcheidung über den Charakter der Oeffentlichkeit eines 
Weges auszugehen? 

Der Gebrauch der Worte „Weg“ und „Straße“ könnte in der 
folgenden Auseinanderſetzung zu Mißverſtändniſſen führen, welchen 
zum Voraus begegnet werden ſoll. Fällt der Begriff „Straße“ mit 
dem eines „öffentlichen Weges“ auch ſehr häufig zuſammen, ſo gibt 
es doch auch viele Straßen, denen der Charakter der Oeffentlichkeit 
gänzlich abgeht. Namentlich entſtanden in der jüngſten Zeit Privat⸗ 
ſtraßen für einzelne induſtrielle Etabliſſements. Ebenſo gibt es auch 
vollſtändig unbedeutende Wege, welche dennoch öffentliche find. Die 
Bildung der öffentlichen Wege, ihre Ausdehnung, ihr Zuſtand richtet 
ſich nach dem Gange der Induſtrie, des Verkehrs und der Boden⸗ 
cultur; einſt ſehr belebte Straßen find- heute unbedeutende Wege oder 


ſogar ganz verſchwunden, und frühere Fußſteige, die ſogar gegen den 
Willen des Grundeigners entſtanden, ſind heute zu ſtark befahrenen, 
kunſtgerecht gebauten Straßen geworden. Der Unterſchied zwiſchen 
„Straße“ und „Weg“ liegt einzig und allein darin, ob der Menſch 
fie kunſtgerecht hergerichtet hat; mit dem Charakter der Oeffentlichkeit 
ſteht die Bezeichnung in keinem inneren Zuſammenhang. 

Dieſer liegt zufolge der $$ 287 und 288 a. b. G. B. darin, 
daß der Weg „zum Gebrauche eines Jeden dient“. Der Weg muß 


daher als ſolcher wirklich, und zwar vom Publicum benützt werden; 


es handelt ſich alſo nicht um ein benützen „können oder dürfen“, ſon⸗ 
dern um ein factiſches Benützen ohne Rückſicht auf die Willensrichtung 
irgend einer Perſon, namentlich des Grundeigners. Einzig und allein 
das Factum, ob ein Weg vom Publicum wirklich benützt wird, iſt 
maßgebend. 1 
Ausgeſchloſſen iſt alſo auch die Rückſichtnahme auf den Zuſtand 
des Weges und darauf, von wem er unterhalten wird, ob vom Lande, 
von einem Bezirke, einer Gemeinde oder von einem Einzelnen, 
Der factiſche Zuſtand, welcher die Oeffentlichkeit eines Weges 
begründet, tft. aber, wie bereits oben angedeutet wurde, der Verände⸗ 
rung unterworfen; der Charakter der Oeffentlichkeit eines Weges kann 
alſo entſtehen und wieder verſchwinden. Beides kann ſich auf recht⸗ 
licher Grundlage entwickeln, kann derſelben aber auch entbehren. Es 
ift hier gerade dasſelbe Verhältniß wie beim Beſttze, der, wenn er 
einmal ein ruhiger geworden, vom Civilrecht geſchützt wird, mag er 
auf rechtlicher Bafts oder ohne dieſelbe entſtanden fein. Ebenſo zieht 
das Factum, welches die Oeffentlichkeit eines Weges begründet, ſchon 
durch feine Exiſtenz zufolge des Geſetzes die rechtliche Folge nach ſich, 
daß jedes andere Benützungsrecht an dem Grund und Boden, wo der 
Weg führt, auf die Dauer des Beſtandes desſelben ſuspendirt erſcheint. 
Mit dieſen aus dem bürgerlichen Geſetzbuche fließenden Folge⸗ 
rungen ſtimmt auch der Sprachgebrauch überein. Wenn Jemand ſeinen 
Willen, Jedermann über ſein Grundſtück gehen und fahren zu laſſen, 
in welcher Form immer erklären, ja wenn er ſeine Erklärung ſelbſt im 
Grundbuch einverleiben und den Weg in eine kunſtmäßige Straße 
umwandeln ließe, ſo würde dieſer Weg, falls darauf Niemand fahren 
und dies bekannt fein würde, dennoch kein öffentlicher Weg genannt 
werden. Nur wenn das Publicum dieſen Weg benützt, wird er ein 
öffentlicher. 
Dieſe Anſchauung wird auch durch das böhmiſche Straßen⸗ 
concurrenzgeſetz vom 12. Auguſt 1864, $$ 1—4 und 20), beſtä⸗ 


) Der § führt die Kategorien der unter das Geſetz fallenden öffentl. Verkehrs⸗ 
wege auf, als: 1. Landesſtraßen, 2. Bezirksſtraßen, 3. Gemeindeſtraßen und Wege. Der 
§ 2 definirt die Landesſtraßen und der $ 3 die Bezirksſtraßen) Sodann lautet § 4: 

„Gemeindeſtraßen und Wege. Alle dem allgemeinen Verkehre gewid⸗ 
meten Straßen und Wege, welche weder in die obgenannten Kategorien gehören, noch 
ein Privateigenthum bilden, ſind Gemeindeſtraßen und Gemeindewege.“ 

Der § 20 lautet: N 

„Auflaſſung einer Straße. Die Auflaſſung einer Landesſtraße al 
ſolcher kann nur durch ein Landesgeſetz erfolgen. Zur Auflaſſung einer Bezirksſtraße 
als ſolcher iſt die Zuſtimmung der Statthalterei und der Landesvertretung, zu der 
Auflaſſung einer Gemeindeſtraße als folcher die Zuſtimmung der landesfürſtlichen Be⸗ 
zirksbehörde und der Bezirksvertretung erforderlich.“ 


tigt; denn wenn es ſich bei der Entſcheidung über die Oeffentlichkeit 
eines Weges um etwas Anderes als um das Conſtatiren eines facti⸗ 
ſchen Zustandes durch die Adminiſtrarivbehörde, — wenn es ſich um 
die Unterſuchung handeln würde, ob dem Publicum ein Recht zuſtehe, 
oder ob dieſes Recht eingeräumt worden ſei, ſo würde in der Frage 
nothwendigerweiſe nur das Gericht, niemals Adminiſtrativbehörden ent⸗ 


6 


ſcheiden können, und jedes Auflaſſen eines Weges als ein Aufgeben 


eines dem geſammten Publicum zustehenden Rechtes, würde die Ein⸗ 
willigung aller jener geſetzlichen Factoren vorausſetzen, welche allein 
zur Vertretung des geſammten Publicums berufen ſind, würde mit 
einem Worte immer ein Staatsgeſetz erfordern, während dieſer Be⸗ 
ſchluß nach dem citirten Geſetze bloß dem jeweiligen Aufſichtsorgane 
über die betreffende Straße im Einvernehmen mit der politiſchen Be⸗ 
hörde zuſteht. EEE 
Bei der Entſcheidung über die Oeffentlichkeit eines Weges hat 
die Behörde demnach einfach zu conſtatiren, ob das charaktetiſtrende 
Factum, daß das Publicum den fraglichen Weg als Weg wirklich 
benützt, vorhanden, ſei oder nicht. Es handelt ſich nun darum, wann 
man dieſes Factum als vorhanden annehmen kann. Unter Umſtänden 
iſt dies ſehr leicht zu erkennen. Wenn z. B. für einen Straßenzug 
eine Mauth beſteht, ſo wird Niemand zweifeln, daß jedes Stück dieſes 
Straßenzuges öffentlicher Weg ſei, ausgenommen man verſchließt ſich 
abſichtlich einer objeetiven Beurtheflung. Manchmal aber erfordert die 
Entſcheidung ſorgfältigere Erhebungen. 8 e 
Die Sachlage tft hier mit einem Worte ganz dieſelbe, wie bei 
der Conſtatirung eines Gewohnheitsrechtes. Wie dort die Uebung, 
muß hier die Benützung des Weges durch längere Zeit fortgeſeßt 
werden, wenn eine Folge daraus fließen ſoll; die Benüßung darf iht 
auf einzelne Perſonen oder beſtimmte Kreiſe beſchränkt bleiben, ſon⸗ 
dern muß eine allgemeine ſein. Wie lange die Benützung des Weges 
dauern muß, läßt ſich im Allgemeinen eben ſo wenig beſtimmen, als 
ſich die nothwendige Dauer einer Uebung beſtimmen läßt, um ſich 
zum Gewohnheitsrecht zu entwickeln; hier wie dort muß die Uebung 
ins Bewußtſein des Publicums übergehen. Wenn Jeder, der in die 
Lage kommt, den fraglichen Weg benützen zu können, denſelben auch 
benützt, ohne ſich um eine Bewilligung zu bekümmern, weil er die 
Vorſtellung hat, daß jeder Andere den Weg auch benützt, dann hat 
ſich jenes Factum vollzogen, welches die Oeffentlichkeit des Weges 
begründet. Welche Beweismittel in diefer Richtung zu benützen find, 
muß ſich wohl nach dem ſpeciellen Fall richten, immer aber wird die 
Ausſage von Zeugen das ficherfte und ausgiebigſte bleiben. R. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Beurtheilung der Frage, welche Form der Mittheilung von 
der Erkrankung eines Gemeindeangehörigen im Sinne des § 30 
des Heimatsgeſetzes genügt. 


Die in L. zuſtändige Marja T. erkrankte in M. und mußte 
hier vom 22. Sunt bis 5. Juli 1869 ärztlich behandelt und verpflegt 
werden, wofür die Gemeinde M. einen Koſtenerſatz von 15 fl. 20 kr. 
von der Gemeinde L. anſprach. Letztere verweigerte jedoch die Bezah⸗ 
lung, weil ihr die Anzeige über die Erkrankung der genannten Perſon 
im Sinne des § 30 des Heimatsgeſetzes nicht gemacht worden ſei. 
Die Gemeinde M. hingegen behauptete, dieſer Verpflichtung nachge⸗ 
kommen zu ſein, weil am Tage der Erkrankung der Maria T. dem 
in M. anweſenden Gemeinderathe und Vorſtehersſtellvertreter von L., 
Joſeph P., über die Erkrankung von dem Gemeindebeamten in M. 
die Mittheilung gemacht wurde. Der Gemeinderath von L. gab zu, 
daß er geſprächsweiſe die Erkrankung der Maria T. in Erfahrung 
gebracht, daß er jedoch über die Angelegenheit nicht als Gemeinderath 
oder Vorſtehersſtellvertreter, ſondern als Private geſprochen habe, da 
er vorausſetzen mußte, daß die ſchriftliche ämtliche Mittheilung nach⸗ 
folgen werde ie ze un zun n 

Der Bezirkshauptmann von B., an welchen ſich die Gemeinde 
M. wegen Einbringung der Verpflegskoſten für Maria T. gewendet 
hakte, entſchied nun, daß die Gemeinde L. nicht verpflichtet ſei, den 


angeſprochenen Verpflegskoſtenerſatz zu leiſten, „weil die Anzeige nicht 
im Sinue des § 30 des Heimatsgeſetzes erfolgte, indem die münd⸗ 
liche Anzeige an den Privaten Joſeph P. nicht als eine dem obigen 
Paragraphen entſprechende angeſehen werden kann“, und nach dem⸗ 
ſelben Paragraphen die Gemeinde M. für die aus der Verzögerung 
entſtehenden Nachtheile verantwortlich iſt. 

Ueber Recurs der Gemeinde M. hat die Stakthalterei, die erſt⸗ 
inſtanzliche Entſcheidung aufhebend, entſchieden, daß die Gemeinde L. 
zum Erſatze der fraglichen Verpflegskoſten verpflichtet jet, weil ſelbſt 
die gänzlich unterlaſſene Verſtändigung der Heimatsgemeinde von der 
erfolgten Erkrankung eines in der fremden Gemeinde befindlichen Ge⸗ 


meindeangehörigen die erſtere — gemäß § 30 des Heimatsgeſetzes 


— noch nicht von der ihr laut § 24 obliegenden Pflicht der Armen⸗ 
verſorgung überhaupt enthebt, ſondern nur die Folge habe, daß die 
f der Verzögerung entſtehenden Nachtheile die fremde Gemeinde 
treffen. 5 En 


Competenzſtreit. Zuläſſigkeit der gerichtlichen Beſitzſtörungsklage 

im Falle durch eine Eiſenbahnunternehmung begangener Störung 

im Beſitze eines Terrains, deſſen Enteignung zu Eiſenbahnzwecken 

als nothwendig erkannt worden iſt, rückſichtlich deſſen aber die 

Expropriation und beziehungsweiſe die Begrenzung des Terrains 
noch nicht durchgeführt erſcheint. 


Georg D. überreichte beim Bezirksgerichte E. Ende November 
1870 eine Beſitzſtörungsklage gegen die Bauleitung der Kaiſer Franz 
Joſephs⸗Bahn, weil die von derſelben aufgenommenen Fuhrwerke über 
ein dem Kläger gehöriges Grundſtück gefahren ſeien, und weil vom 
Beſtellten der Bauleitung dort auch eine Hüfte errichtet worden ſei. 

Die Geklagte beſtritt auf Grund des § 13 des Eiſenbahn⸗ 
conceſſtonsgeſetzes die Competenz des Gerichtes und ließ ſich auf den 
Streit nur unter dieſem Vorbehalt ein. f N 1 

Außerdem kam in der Verhandlung vor, daß laut eines gericht⸗ 
lichen Schätzungsprotokolles von dem erwähnten Grundſtücke eine 
Fläche von 50 Quadratklaftern zur zeitlichen Benüßung expropriirt 
und die Entſchädigung dafuͤr ausgemittelt worden ſei. Das Factum 
dieſer Expropriation wurde von beiden Seiten zugeſtanden. Dagegen 
war es ſtreitig, wo die expropriirte Fläche liege, und es wurde von 
beiden Theilen zugegeben, daß eine genaue Bezeichnung derſelben nie 
ſtattgefunden hat, worüber die geklagte Bauleitung ſich auf die beſte⸗ 
hende Verordnung berief, daß Expropriationen zur zeitlichen Benützung 
überhaupt nur in einem approximativen Ausmaße erfülgen. | 2 

Das Bezirksgericht E. wies den Kläger aus dem Grunde ab, 
weil er den Beweis, daß die behauptete Befipftörung durch die Bau⸗ 
leitung der Eiſenbahn veranlaßt worden ſei, nicht geliefert hatte. 


Frage ſtehenden Sprengmittels gegeben war. Es fand nun nach Vor⸗ 


Der Kläger recurrirte an das Oberlandesgericht, welches die 
ſchrift des Gewerbegeſetzes das Edictalverfahren (§ 33 der Gewerbe⸗ 


Statthalterei um ihre Wohlmeinung anging, ob der Gegenſtand nicht 
zur Competenz der politiſchen Behörden (nach SS 10 und 13 Eiſen⸗ 
bahnconceſſionsgeſetz) gehöre? 

Die Statthalterei ſprach ſich unter Berufung auf § 10, lit. b 

des Eiſenbahnconceſſionsgefetzes und auf die a. h. Entſchließung vom 
26. Juni 1864 für die Competenz der Civilgerichte aus. 

Das Oberlandesgericht plaidirte für die politiſche Competenz, 
weil die Beurtheilung der Frage, in welchem Umfange und in welcher 
Ausdehnung die Benützung fremden Eigenthums nothwendig ſei, nur 
der politiſchen Behörde zuſtehe; weil es ſich ferner nicht um die Ver⸗ 
gütung eines Schadens nach § 10 lit. b des Eiſenbahnconceſſions⸗ 
geſetzes, ſondern nur um eine polizeiliche Vorkehrung zum Schutze der 
angrenzenden Grundſtücke (§ 10, lit b, Al. 2) handle, deren Beur⸗ 
theilung nach § 13 er Geſetzes den adminiſtrakiven Behörden 
zuſtehe. t En da eee ig indian ai Yayluzın gi! 1240 

5 en oberſte Gerichtshof ſprach ſich für die Competenz der Ge⸗ 
richte, und zwar mit Rückſicht auf die von der Statthalterei bezo⸗ 
igenen geſetzlichen Beſtimmungen aus. 


8 die Gemeinde mit ihrem Begehren 


Das um ſeine Wohlmeinung befragte Miniſterium des Junern 
trat unterm 4. November 1871/3. 13.309“ der Anſicht des oberſten 
Gerichtshofes beiß daß obige Angelegenheit zur Competenz der Gertchts⸗ 
behörden gehöre! jedoch ſtutze ſich die Anſicht des Mimiſteriums nicht 
auf die bon der böhmiſchen Statthalterei bezogenen und auch bon die een Präpentibmäßregeln nicht ausreichen, müßten 
dem oberſten Gerichtshofe als maßgebend angeſehenen geſetzlichen Be⸗ die f che Beh: 
ſtimmungen (§ 10, lit, b der Miniſterialberordnung vom 14. Sep⸗ 
tember 1854 und a. he, Entſchließung vom 26. Junt 1864), welche 
ſich nur auf die Vergütung des durch den Eiſenbahnbau verurſächten 
Schadens beziehen und daher im vorliegenden Falle, wo von Seite 
des Klägers kein Schadenerſaßz angeſprochen werde, nicht zutreffen — 
ſondern für die Anſchauung des Munſſterums ſei vielmehr die Erwek⸗ 
gung maßgebend, daß es ſich weder um eine poltzeiliche Vorkehrung 
nach Alinea 2 des § 10, lit. b der oben erwähnten Miniſterialverord⸗ 
nung, wie das Oberlandesgericht meint, noch um eine Expropriation 
im Sinne des § 9, lit e der Verordnung, oder auch nur um einen 
expropriirten Grund handle. „Es wird wohl von beiden Streittheilen, 
und zwar in der Einrede, Replik, Duplik, Schluß⸗ und Gegenſchluß⸗ 
rede übereinſtimmend angegeben, daß von dem ſtreitigen Grundſtück 
eine Fläche von 50 Quadratklaftern zur zeitlichen Benützung für die 
Eiſenbahn expropriirt worden ſei. Allein aus der Schluß⸗ und Gegen⸗ 
ſchlußrede geht hervor, daß die expropriirte Fläche nicht bezeichnet und 
daß daher das angeblich erfolgte, nicht vorliegende Expropriations⸗ 
erkenutniß jedenfalls nicht gehörig durchgeführt worden iſt. Die Baur 
leitung behauptet auch gar nicht, daß der Platz, auf welchem die 
Hütte ſteht, im Expropriationswege der Eiſenbahn zugewieſen worden 
jet, ſondern ſie begründet in der Duplil ihren Anſpruch auf die Be⸗ 
nützung des erwähnten Platzes lediglich mit der Behauptung, daß die 
Expropriation eines Grundes zur zeitlichen Benützung nur approxi⸗ 
mativ zu verſtehen ſei, welche Behauptung jedoch als ganz unrichtig 
bezeichnet werden muß, da aus dem maßgebenden § 9, Ut c. der 
Verbrdttung vom 14. September 1854 vielmehr das. Gegenthetl her⸗ 
vorgeht und die Vorſchrift, welche der Bauleitung bei jener Be⸗ 
hauptung vorſchwebte, nämlich das Juſtizhofdecret vom 8. November 
1842, J. G. S. Ar. 654 über das Verfahren bei Grundeinlöſungen 
für Stagtseiſenbahnen (§ 13 der beigefügten Inſtruction) hier offenbar 
keine Anwendung findet⸗“ Es g liege daher kein geſetzlicher Grund vor, 0 
um die regelmäßige Competenz der Gerichte zur Entſcheidung von W 
Beſißfragen auszuſchließ emen. St. er Be ‚Anleitung 
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4 e e zür mabktpollzeitichen Untersuchung der glaſirten oder mit einem Emailüberzug 
verſehenen Geſchirre, welche zum Bereiten oder Aufbewahren von Speiſen und 
ane ee bezüglich ihres Gehaltes an Bleioxyd und Kupferoxyd in 
einem leicht löslichen und geſundheitsſchädlichen Zustande. (5 inausgegehen 


| Die ftetermärttiche Statthalterei gab jedoch unterm 20. De⸗ 
cember 1871, 3. 14.967, dem Recurſe der Gemeinde L. keine Folge, 
weil das Cautionsbegehren im Geſetze nicht begründet und die politi⸗ 
ſche Behörde daher nicht berechtiget ſei, auf dasſelbe bei Ertheilung 
der fraglichen Fabriksconceſſion durch Feſtſetzung von Bedingungen 
Rückſicht zu nehmen. W eee H 
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Bei Anlage einer Dynamitfabrik können die Anrainer nicht 
begehren, daß mit Nückſicht aufzdie beſondere Gefährlichkeit der 


Anlage die Conceſſion an die Bedingung einer Gautipnslegung || -. Ya Sp r e 0e NA BI he 
1008 wegen etwa entſtehenden Schadens Gern ap t werde. Pei . i 165 e e e e , 
„ Chriſttan G. und Genoſſen in L. ſchritten bei det Bezirke⸗ & eme dee en REIT ee} 
heleltknannſchaft lin die Conceſſion zur Errichtung einer Dynnmit g 15 Vorbemerkungen. 


Bleioxydes oder dieſes und des Kupferoxydes in die Spetſen und Getränke ftatifinden 
könne, welche in ſolchen Geſchirren bereitet oder aufbewahrt werden. 


Für die Unterſuchung müſſen vor Allem ſolche Geſchirre ausgewählt werden 
welche das Gepräge einer mangelhaften Glaſur an ſich tragen, ſchon durch augenfällige 
Merkmale eine mangelhafte Beſchaffenheit der Glaſur oder des Emailüberzuges erkennen 
laſſen und müſſen denſelben auch noch einige ſcheinbar tadelloſe Geſchirre hinzugefügt 
werden; denn bei der großen Anzahl von Geſchirren, welche in den Verkaufsräumen 
gewöhnlich aufgeſpeichert ſind, iſt es weder thunlich, jedes einzelne einer Prüfung zu 
unterziehen, noch zureichend an einigen auf gut Glück herausgegriffenen Stücken, an 
ſogenannten Stichproben, die Unterſuchung vorzunehmen, um nach dem Ergebniffe der. 
ſelben ſummariſch über die gute oder ſchlechte Beſchaffenheit der Waare das Gutachten 
abzugeben. 

Die gewöhnlichen augenfälligen Merkmale einer mangelhaften und aus Geſund⸗ 
heitsrückſichten bedenklichen Glaſur (Email) find: 

Iſt der Glaſur⸗ oder Emailſatz mit Bleioxyd überſetzt, alſo ſehr leicht flüſſig, 
ſo erſcheint die Glaſur (Email) nicht gleichförmig aufgetragen, fleckig uneben, ſtellen⸗ 
weiſe dicker, ftellenweiſe ſehr dünn; war die Hitze beim Einbrennen zu ſchwach, ſo iſt 
die Oberfläche matt glänzend, rauh, in der geſchmolzenen Maſſe zeigen ſich zahlreiche 
nicht zur Schmelzung gekommene Theilchen, kleine Löcher oder Poren; eine riffige 
Beſchaffenheit deutet auf ungleiche Ausdehnungsfähigkeit der aufgeſchmolzenen Glaſur 
im Verhältniſſe zu der Maſſe, aus welcher das Geſchirr gemacht iſt. Schlecht gebrannte 
Thongeſchirre fangen Flüſſigkeiten raſch auf, fo daß in kurzer Zeit die Unterlage, auf 
welcher das mit einer Flüſſigkeit gefüllte Gefäß ſteht, feucht erſcheint, wogegen eine 
gute Glafur das Aufſaugen der in das Geſchirr gebrachten Flüſſigkeit entweder ganz 
verhindert oder doch ſehr beſchränkt. Man kann daher einen zuverläſſigen Anhaltspunkt 
für die Beurtheilung der Güte glaſirter Thongefäße dadurch gewinnen, daß man in 
dieſelben genau abgemeſſene Mengen Waſſer oder Eſſig bringt und nach etwa einer 
Viertel⸗ oder halben Stunde die Flüſſigkeit behufs des Vergleiches wieder in das 
urſprüngliche Maßgefäß zurüͤckgießt. 


Was an der Flüſſigkeit fehlt, iſt auf Rechnung des Aufſaugungsvermögens des 
Geſchirres zu ſetzen; je größer der Verluſt, deſto ſchlechter iſt die Glaſur. 
In chemiſcher Beziehung widerſtehen Glaſuren oder Emailüberzüge, in 
welchen das Bleioxyd mit den übrigen Beſtandtheilen des Glaſurſatzes (Kieſelerde oder 
Lehm) innig gebunden und gut eingebrannt iſt, ſelbſt einer 24ſtündigen Einwirkung 
von ſechs⸗ bis achtpercentigem Eſſig, ſie geben hierbei keine Spur von Blei an den 
letzteren ab, auch Schwefelwaſſerſtoffwaſſer und ſelbſt Schwefelammonium bleibt auf 
ſolchen Glafuren oder Emailüberzügen ohne Wirkung. 


Dagegen nimmt heißer Effig, welcher ſechs bis acht Percente Eſſigſäurehydrat 
enthält, aus Geſchirren, in deren Glaſur (Email) das Bleioxyd nicht vollſtändig von 
der Kieſelerde (oder von dem Lehme) gebunden ift, ſchon nach kurzer Zeit, etwa nach 
10 bis 15 Minuten der Einwirkung ungebundenes Bleioxyd auf und man erhält aus 
folchem Effig auf Zuſatz von Schwefelwaſſerſtoffwaſſer einen flodigen, ſchwarzbrannen 
Niederſchlag von Schwefelblei, wenn unvollſtändig gebundenes Bleioxyd in der Glaſur 
(Email) in irgend erheblicher Menge vorhanden iſt. Wenn ſich jedoch ſolcher Eſſig nach 
Zuſatz von Schwefelwaſſerſtoffwaſſer nur in verſchiedenen Abſtufungen braun färbt, 
fo iſt daraus zu folgern, daß die Glaſur (Email) vom loſe gebundenen Bleioxyde nur 
Spuren enthält. 


Das Beſpülen mit Schwefelwafſerſtoff erzeugt auf Glaſuren und Emailüber⸗ 
zügen von lichter Farbe, wenn dieſelben unverbundenes oder nur loſe gebundenes Blei⸗ 
oxyd enthalten, durch Bildung von Schwefelblei eine dunklere Färbung, welche ent⸗ 
weder ausgebreitet iſt oder bloß an einzelnen umſchriebenen Stellen ſelbſt nur in Form 
von Punkten oder punktirten Strecken erſcheint. Die letztere Erſcheinung tritt ins⸗ 
beſondere auf, wenn der Glafur⸗ oder Emailſatz nicht vollſtändig zum Schmelzen 
gekommen und an die Thon⸗ oder Eiſenmaſſe nicht vollſtändig eingebrannt iſt. Das 
durch Schwefelwaſſerſtoff auf obige Art aus unverbundenem Bleioxyde erzeugte 
Schwefelblei kann man zum Theile von der Wand des Gefäßes abſtreifen oder ab⸗ 
ſpülen, fo daß das in ein Glaßgefäß zurückgebrachte Schwefelwaſſerſtoffwaſſer durch 
fein vertheiltes ſchwarzes Schwefelblei getrübt erſcheint. Das Beſpülen mit Schwefel⸗ 
ammonium bringt dieſelbe Wirkung, wie das Beſpülen mit Schwefelwaſſerſtoff, uur 
in noch e Sina 1 100 


Nach dieſen Vorbemerkungen ergibt ſich das Verfahren, wie Eß⸗ und Koch⸗ 
geſchirre auf die wenigſt umſtändliche Art auf einen geſundheitsſchädlichen Metallgehalt 
zu prüfen ſeien und wie das Prüfungsreſultat für den Befund zu verwerthen ſei. 


eee ee eee EST ee EEE der k. Wiener Zeitung. 


Vorgang bei der Unterfuchung. 


Haben die zur Unterſuchung gebrachten Geſchirre eine lichtgefärbte Glaſur 
(Email), an welcher ſich demnach die Einwirkung des Schwefelwaſſerſtoffwaſſers auch 
wahrnehmen läßt, ſo bringt man zunächſt eine ſolche Menge Schwefelwaſſerſtoffwaſſer in 
das Geſchirr, daß man damit beim Neigen und Wenden des Gefäßes nach und nach 
alle Theile ſeiner Wandung beſpülen kann. Beim Beſpülen beachtet man einerſeits den 
Grad der Aufſaugung des Schwefelwaſſerſtoffwaſſers, welchen man nach dem Zurück⸗ 
ſchütten in das Maßgefäß erkenn „ andererſeits die Veränderungen in der Farbe der 
Glaſur (oder des Emails). Bleikt die Farbe allenthalben unverändert und zeigt ſich 
auch an der Probeflüſſigkeit kein über die Befeuchtung der Gefäßwandung hinaus⸗ 

reichender erheblicher Verluſt, fo iſt das Geſchirr als tadellos zu betrachten, beſonders 
wenn auch Schwefelammonium ſich unwirkſam erweist. 

Kommt jedoch an der Glaſur (Email) eine dunklere Färbung der Eingangs 
bezeichneten Art zum Berfchein, welche bei Thongeſchirren immer gleichzeitig mit einer 
entſprechenden Auffaugung der Probeflüſſigkeiten einhergeht, fo ift das Geſchirr als 
verdächtig anzuſehen und iſt nun weiter zu prüfen, ob blos Spuren oder ob erheblichere 
Mengen von durch Speiſen und Getränke lösbarem Bleioryde vorhanden ſeien. 

Zu dieſem Zwecke gießt man in das Geſchirr ungefärbten ſechs⸗ bis achtper⸗ 
centigen Eſſig in entſprechender Menge, bringt dieſen darin zum Kochen und unterhält 
das Kochen mindeſtens durch zehn Minuten. Scheidet nach dieſer Zeit der Eſſig auf 
Zuſatz von gefättigtem Schwefelwaſſerſtoffwaſſer ſchwarzbraunes Schwefelblei in Form 
von Flocken ab, ſo iſt das Geſchirr als geſundheitsſchädlich zu beanſtänden; tritt 
dagegen hiebei nur eine dunklere ins Braune ziehende Färbung auf, ohne daß Schwefel. 
blei in Form von Flocken gefällt erſcheint, ſo iſt das Geſchirr je nach der — ch der 
Färbung als mehr oder minder geſundheitsbedenklich zu bezeichnen. 

Die Unterſuchung von Geſchirren, welche ſo dunkle Farben haben, daß ſich die 
Einwirkung von Schwefelwaſſerſtoff und auch von Schwefelammontum an ihnen nicht 
wahrnehmen läßt, muß ſich auf die Eſſigprobe beſchränken. 216 1 

Hat eine mit Kupferoxyd grün gefärbte Bleiglaſur den Probeeſſig in obiger 
Weiſe verändert, ſo erkennt man die Anweſenheit von Kupferoryd im Eſſig nach Zuſatz 
von Ammoniak, welches je nach der Menge des gelösten Kupferorybes eine ſchwach⸗ 

oder tief dunkelblaue Färbung erzeugt. 8 


a Vorſichten. 

Die Geſchirre, welche zur Prüfung verwendet werden, müſſen zuvor ſorgfältig 
vom Staube gereinigt werden. 

Der zu verwendende Eſſig muß klar und farblos fein, auf Zufatz von Schwefel⸗ 
waſſerſtoffwaſſer klar und farblos bleiben und darf, in überſchüſſiges Ammoniak gegoſſen 
keine blaue Färbung annehmen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Grafen Felir Wimpffen zum außerordentlichen 
Geſandten und bevollmächtigten Miniſter am königl. italieniſchen Hofe ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Viredirector der Wiener Polizeidirection, Regle⸗ 
rungsrath Wilhelm Marx zum wirklichen Hofrathe und Polizeidirector in Prag 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Poſtdirectionsſecretär in Zara Simon Curinaldt 
zum Poftdirector dafelbſt mit Titel und Charakter eines. Oberpoſtrathes ernannt. 
Seine Majeſtät haben die Geſandtſchaftsattachss Theodor Grafen Latour 
und Alexander Grafen Apponyi zu Honorar⸗Legationsſecretären ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialconcipiſten des Finanzminiſteriums 
Anton v. Pretis⸗Cagnodo zum Miniſterialſeeretär extra statum im Ackerbau⸗ 
miniſterium ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Finanzminiſterium Andreas 
Baumgartner das Ritterkreuz des Franz Joſephs⸗Ordens verliehen. 

Seine Mazeſtät haben dem k. und k. Honorar⸗Viceconſul in Cephalonia 
Georg Sava das Ritterkreuz des Franz Joſephs⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Official der Hilfzämterdirectton des oberſten 
Rechnungshofes Rudolph Kurka das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 
Der Minifter des Innern hat den Ingenieur im Miniſterium des Junern 
Ludwig Piskasek zum Oberingenieur für den Staatsbaudienſt in Schleſien ernannt. 
Der Finanzminiſter hat die bei der Landeshauptcaſſe in Linz erledigte Con⸗ 
> dem Controlor der Salzburger Landeshauptcaſſe Ignaz Jurſchik 
verliehen 


Erledigungen. 


Conceptsadjunctenſtelle bei der den Statthalterei mit 400 fl. 
Gehalt, bis 14. Jänner. (Amtsbl. Nr. 2 

Bauadjunctenſtelle bei der Grenzbauabtheilung des Militärcommandos zu 
Temesvar mit 600 fl. Gehalt und 150 fl. Quartiergeld, bis Ende Februar. (Amts⸗ 
blatt Nr. 2.) c 
Zwei Feldmeſſer bei der Bezirkshauptmannſchaft in Teſchen mit täglich 4 fl., 
Reiſekoſten für jede Meile pr. 1 fl. 50 kr. und 3 fl. 50 kr. Pauſchale, bis Ende J Jäuner. 
(Amtsbl. Nr. 3.) 

Controlorsſtelle bei der Telegraphen⸗Hauptſtation in Zara mit 1100 fl, 
5 gegen Caution, bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr. —— — ᷣ — [emma De 4) Selen. 

Für den Druck verantwortlich C. Piſtort. 
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